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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland
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Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Berufsausbildungsbeihilfe ist auch dann

für Zeiten des Blockunterrichts in einer
Berufsschule zu gewähren, wenn der
Auszubildende nur während der Zeiten
des berufsschulischen Blockunterrichts
außerhalb des elterlichen Haushalts
wohnt. Dies gilt jedenfalls bis 30.12.2005,
weil dem in § 64 Abs 1 Satz 3 SGB III für
einen solchen Fall ab 31.12.2005
geregelten Leistungsausschluss keine
Rückwirkung zukommt.

Normenkette SGG § 130 Abs 1
SGB III § 22
SGB III § 59
SGB III § 60 Abs 1
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I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts D vom 08.07.2003
wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass die Beklagte unter Aufhe-bung des
Ablehnungsbescheides vom 21.09.2001 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 28.02.2002 verurteilt wird, dem KlÃ¤ger im Zeitraum von September 2001 bis
einschlieÃ�lich Dezember 2002 fÃ¼r den in B durchgefÃ¼hrten Blockunterricht
dem Grunde nach Berufsausbildungsbeihilfe zu gewÃ¤hren.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger seine notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten,
auch fÃ¼r das Berufungsverfahren zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beklagte wendet sich gegen ihre Verurteilung dem Grunde nach zur Erbringung
von Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) fÃ¼r den in Blockform stattfindenden
Berufsschulunterricht des KlÃ¤gers im Zeitraum von September 2001 bis Dezember
2002. Der am â�¦1984 geborene KlÃ¤ger absolvierte nach seinem
Hauptschulabschluss (9. Klasse) ein berufsvorbereitendes Jahr und begann
unmittelbar danach im Alter von 16 Jahren ab 01.09.2000 eine dreijÃ¤hrige
Berufsausbildung zum Fertigungsmechaniker in einem von der zustÃ¤ndigen
Industrie- und Handelskammer (IHK) hierfÃ¼r zugelassenen Bildungszentrum in D.
Diese auÃ�erbetriebliche Ausbildung sollte bis 31.08.2003 dauern und wurde von
der Beklagten gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 240 ff. des Dritten Buches des Sozial-gesetzbuchs
(SGB III) gefÃ¶rdert. Der zur Ausbildung gehÃ¶rende Berufsschulunterricht erfolgte
zunÃ¤chst am Wohnort des KlÃ¤gers in D , wurde jedoch mit Beginn des 2.
Lehrjahres ab 20.08.2001 als Block-unterricht von jeweils einer Woche aufgrund
einer vom zustÃ¤ndigen sÃ¤chsischen Regional-schulamt vorgenommenen
Fachklassenbildung in das bei Anreise mit einem Kraftfahrzeug knapp 100 km vom
Wohnort des KlÃ¤gers entfernte B verlegt. Die Ã¼brige Ausbil-dung fand weiterhin
in D statt. Die tatsÃ¤chliche AusbildungsvergÃ¼tung des KlÃ¤gers betrug
abweichend vom Ausbildungsvertrag ab September 2001 monatlich 577,50 DM. Der
KlÃ¤ger wohnte im streitigen Zeitraum zusammen mit seiner am â�¦1987
geborenen, bei Beginn des hier streitigen Zeitraums 14 Jahre alten Schwester im
Haushalt seiner Mut-ter in D , die vom Vater der beiden Geschwister geschieden ist
und von ihm ge-trennt lebt. Der Vater ist inzwischen wieder verheiratet und stand
im Jahre 1999 in einem versicherungspflichtigen ArbeitsverhÃ¤ltnis, aus dem er im
gesamten Jahr 1999 brutto 57.407,99 DM erzielte, worauf er die entsprechenden
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge sowie insgesamt 11.386,87 DM an Lohnsteuer und
501,32 DM an SolidaritÃ¤tszuschlag entrichte-te. Die Mutter bezog im Jahre 1999
Arbeitslosenhilfe (Alhi) bei einem Leistungssatz ab 01.01.1999 in HÃ¶he von 233,59
DM wÃ¶chentlich und einem Zahlbetrag in HÃ¶he von 187,46 DM wÃ¶chentlich. Sie
hatte auÃ�erdem nach ihrem Einkommenssteuerbescheid fÃ¼r das Jahr 1999
EinkÃ¼nfte aus nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit in HÃ¶he von 2.690,00 DM im ge-samten
Jahr 1999. WÃ¤hrend des Blockunterrichts im streitigen Zeitraum wohnte der
KlÃ¤ger insgesamt 18 Mal jeweils eine Woche lang (in der Regel 1x, hÃ¶chstens 2x
im Monat) in einem Wohnheim in B. Die Unterkunftskosten betrugen dort 55,00 DM
pro Woche (= 5 Tage) sowie wÃ¤hrend der Aufenthalte vom 17.12.2001 bis
20.12.2001 (= 4 Tage) 44,00 DM und vom 22.05.2002 bis 24.05.2002 (= 3 Tage)
33,00 DM. An Fahrtkosten zahlte der KlÃ¤ger als Mitfahrer mit einem privaten
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Kraftfahrzeug pro Aufenthalt in B (Hin- und RÃ¼ck-fahrt) pauschal 50,00 EUR an
den Fahrer. Am 14.09.2001 beantragte der damals 17 Jahre alte KlÃ¤ger
gemeinsam mit seiner Mutter bei der Beklagten BAB, was die Beklagte mit dem an
den KlÃ¤ger persÃ¶nlich adressierten Bescheid vom 21.09.2001 ablehnte, weil der
KlÃ¤ger im Haushalt seiner Mutter wohne. Den dagegen am 01.11.2001 eingelegten
Widerspruch, mit dem der KlÃ¤ger u.a. geltend machte, dass der Bescheid vom
21.09.2001 seiner Mutter erst am 01.10.2001 zugegangen sei, wies die Beklagte
mit Widerspruchsbescheid vom 28.02.2002 zurÃ¼ck: Der Wider-spruch sei zwar
zulÃ¤ssig, jedoch aus den GrÃ¼nden des Ausgangsbescheides unbegrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger hat am 27.03.2002 Klage zum Sozialgericht Dresden erhoben und dort
zuletzt beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Ablehnungsbescheides vom
21.09.2001 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.02.2002 dem Grunde
nach zu verurteilen, ihm BAB zu gewÃ¤hren. Das Sozialgericht hat der Klage mit
Urteil vom 08.07.2003 antragsge-mÃ¤Ã� stattgegeben: Zwar erfÃ¼lle der KlÃ¤ger
nicht die Anspruchsvoraussetzungen des Â§ 64 Abs. 1 SGB III fÃ¼r die GewÃ¤hrung
von BAB, weil er seinen Wohnsitz weiterhin bei seiner Mutter habe. Jedoch sei die
genannte Vorschrift entsprechend anzuwenden, weil der KlÃ¤-ger aus von ihm nicht
zu vertretenden GrÃ¼nden seine Ausbildung teilweise im Wege des
Blockunterrichts habe in B fortsetzen mÃ¼ssen. Mit ihrer â�� nach Zustellung des
Urteils am 23.07.2003 â�� dagegen am 19.08.2003 eingeleg-ten Berufung macht
die Beklagte und BerufungsklÃ¤gerin unter Einbeziehung ihres erstin-stanzlichen
Vorbringens geltend, dass bereits der Widerspruch verspÃ¤tet erhoben worden und
damit unzulÃ¤ssig gewesen sei, weil der an den KlÃ¤ger persÃ¶nlich adressierte
Bescheid vom 21.09.2001 am dritten Tage nach Aufgabe zur Post als zugegangen
gelte und es daher nicht darauf ankomme, wann er der Mutter des KlÃ¤gers
zugegangen sei. Der KlÃ¤ger sei zu diesem Zeitpunkt Ã¤lter als 15 Jahre gewesen
und damit mangels EinschrÃ¤nkung seiner HandlungsfÃ¤higkeit durch den
gesetzlichen Vertreter gemÃ¤Ã� Â§ 36 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuchs
(SGB I) sozialrechtlich handlungsfÃ¤hig gewesen. Davon abgesehen ha-be ein
Auszubildender bei Teilnahme am Blockunterricht einer Berufsschule keinen An-
spruch auf BAB, wenn ihm auch wÃ¤hrend der betrieblichen Ausbildung kein solcher
An-spruch zustehe. Denn das Gesetz stelle ausdrÃ¼cklich auf die berufliche, mithin
die betrieb-liche Ausbildung ab, die von der Beschulung des Auszubildenden auch
dann unterschieden werden mÃ¼sse, wenn die schulische Ausbildung
unabdingbarer Teil der beruflichen Ge-samtausbildung sei. Deshalb habe das
Bundessozialgericht (BSG) bereits entschieden, dass Zeiten des Blockunterrichts
unabhÃ¤ngig neben der beruflichen Ausbildung stehen (BSG, Urt. v. 19.06.1980, Az.
7 RAr 41/79, AuB 1981, 157 ff.). Beim Blockunterricht habe es sich in diesem Sinne
ausschlieÃ�lich um schulische Ausbildung gehandelt, die nicht dadurch zur
beruflichen Ausbildung werde, dass dort der praktische Umgang mit Messmitteln er-
lernt worden sei. Ein Recht auf eine Einzelfallentscheidung nach Ermessen, wie der
KlÃ¤ger es hilfsweise begehre, gebe es bei der BAB nicht. Unter der Voraussetzung
allerdings, dass der Senat die neuere Rechtsauffassung des BSG in dessen Urteil
vom 03.05.2005 (Az. B 7a/7 AL 52/04 R) teile, sei dem KlÃ¤ger anhand des
nachgewiesenen Einkommens des KlÃ¤gers und seiner Eltern im streitigen Zeitraum
BAB in HÃ¶he von 472,00 DM monatlich zu gewÃ¤hren, wobei dieser Betrag dann
noch auf die jeweiligen Aufenthalte in B heruntergerechnet werden mÃ¼sse. Sie
sehe das neue BSG-Urteil jedoch nur als nicht Ã¼ber-tragbare
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Einzelfallentscheidung an und werde in Abstimmung mit dem Bundesministerium
fÃ¼r Wirtschaft und Arbeit ihre bisherige Verwaltungspraxis (keine BAB nur fÃ¼r
Blockun-terrichtszeiten) nicht Ã¤ndern, zumal ab 31.12.2005 der Gesetzgeber
reagiert und ihre Ver-waltungspraxis im neuen Â§ 64 Abs. 1 Satz 3 SGB III
ausdrÃ¼cklich gesetzlich normiert ha-be. Im Kontext ihrer Verwaltungspraxis sehe
sie auch die Tatsache, dass das SÃ¤chsische Staatsministerium fÃ¼r Kultus
BerufsschÃ¼lern bei notwendiger auswÃ¤rtiger Unterbringung unter bestimmten
Voraussetzungen Zuwendungen gewÃ¤hre. Die Beklagte beantragt, das Urteil des
Sozialgerichts Dresden vom 8. Juli 2003 aufzuheben und die Klage abzuweisen. Der
KlÃ¤ger beantragt, die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts
Dresden vom 08. Juli 2003 zurÃ¼ckzuweisen. Er trÃ¤gt unter Einbeziehung seiner
AusfÃ¼hrungen im Verwaltungs- und erstinstanzlichen Verfahren vor, dass er
wÃ¤hrend der Zeiten des Blockunterrichts in B auÃ�erhalb des Haushalts seiner
Eltern gelebt habe und die AusbildungsstÃ¤tte auch nicht in angemessener Zeit
habe erreichen kÃ¶nnen. Die Ausbildung in B sei nicht ausschlieÃ�lich Berufs-
schulunterricht gewesen, sondern auch berufliche Ausbildung in einer
auÃ�erbetrieblichen Einrichtung, weil er hier in einem Messkabinett z.B. den
praktischen Umgang mit Mess-mitteln erlernt habe. Zumindest aber mÃ¼sste die
Kosten fÃ¼r die Ausbildung in B als Ermessensleistung Ã¼bernommen werden, weil
er anders die qualifizierte Ausbildung nicht habe fortsetzen kÃ¶nnen. Der Wechsel
von Ausbildungsteilen nach B sei von ihm nicht zu vertreten gewesen. Da das
Berufliche Schulzentrum in B mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln nicht zu erreichen
gewesen sei, habe er eine Fahrgemeinschaft gebildet. Soweit die Beklagte sich
nunmehr im Berufungsverfahren auf die UnzulÃ¤ssigkeit des Wi-derspruchs berufe,
sei dem entgegen zu halten, dass der Widerspruch im Widerspruchsbe-scheid
ausdrÃ¼cklich als zulÃ¤ssig angesehen worden sei. Die Beteiligten haben in der
ersten mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat am 01.07.2004 klargestellt, dass
streitig der Zeitraum vom 14.09.2001 bis Dezember 2002 sein solle. Wegen der
Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird im Ã�brigen auf die Gerichtsakten
beider Instanzen sowie die beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge Bezug genommen,
die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die angesichts des fÃ¼r mehr als ein Jahr streitigen Anspruchs auf laufende BAB
gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte sowie
gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat der als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 i.V.m. Abs. 4 SGG zulÃ¤ssigen Klage zu Recht
dem Grunde nach statt-gegeben, weil der Ablehnungsbescheid vom 21.09.2001 in
Gestalt des Widerspruchsbe-scheides vom 28.02.2002 rechtswidrig ist und den
KlÃ¤ger deshalb beschwert (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 SGG). Der KlÃ¤ger hat zumindest
dem Grunde nach (Â§ 130 Abs. 1 Satz 1 SGG) An-spruch auf die begehrte BAB im
streitigen Zeitraum von September 2001 bis einschlieÃ�lich Dezember 2002 fÃ¼r
den in BlÃ¶cken von jeweils 1 Woche durchgefÃ¼hrten Berufsschulunter-richt in B.
Entgegen der Beklagten scheitert die Klage nicht bereits an der UnzulÃ¤ssigkeit des
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Wider-spruchs des KlÃ¤gers vom 01.11.2001. Dabei kann dahinstehen, ob der
Widerspruch tat-sÃ¤chlich fristgemÃ¤Ã� erhoben wurde. Jedenfalls hat die Beklagte
â�� worauf der KlÃ¤ger zutref-fend hinweist â�� den Widerspruch selbst
ausdrÃ¼cklich als zulÃ¤ssig angesehen und eine Ent-scheidung in der Sache
getroffen. Dadurch wurde jedoch eine eventuelle VersÃ¤umung der
Widerspruchsfrist geheilt, weil durch die Sachentscheidung der Beklagten Ã¼ber
den (mÃ¶g-licherweise unzulÃ¤ssigen) Widerspruch nicht in Rechte Dritter
eingegriffen wird. Im ge-richtlichen Verfahren kann deshalb die ZulÃ¤ssigkeit des
Widerspruchs vom 01.11.2001 nicht mehr geprÃ¼ft werden (vgl. hierzu Leitherer
in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl. 2005, Â§ 84 Rn. 7/7a m.w.N.). Im
Ergebnis hat das Sozialgericht auch zu Recht im Wege eines Grundurteils gemÃ¤Ã� 
Â§ 130 Abs. 1 Satz 1 SGG entschieden, weil alle positiven und negativen
Anspruchsvoraussetzun-gen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der im Wege einer unechten
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 4 SGG geltend gemachten BAB vorliegen und
es zumindest wahrscheinlich ist, dass auf-grund dessen eine Mindestgeldleistung
als BAB von der Beklagten zu zahlen sein wird (vgl. zu den Voraussetzungen eines
Grundurteils im Einzelnen: BSG, Urt. v. 08.08.1990, Az. 11 RAr 79/88, SozR 3-1300
Â§ 104 Nr. 3; BSG, Urt. v. 20.04.1999, Az: B 1 KR 15/98 R, SozR 3-1500 Â§ 141 Nr. 8
). I. Der Anspruch auf BAB scheitert in der Sache nicht bereits deshalb, weil nach Â§
22 Abs. 1 SGB III Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung â�� zu denen gemÃ¤Ã� 
Â§ 3 Abs. 4 SGB III auch die BAB gehÃ¶rt â�� nur erbracht werden dÃ¼rfen, wenn
nicht andere LeistungstrÃ¤ger oder andere Ã¶ffentliche Stellen zur Erbringung
gleichartiger Leistungen gesetzlich ver-pflichtet sind. Zwar weist die Beklagte
zutreffend auf die vom SÃ¤chsischen Staatsministerium fÃ¼r Kultus (SMK)
gewÃ¤hrten Zuwendungen fÃ¼r BerufsschÃ¼ler bei deren auswÃ¤rtiger
Unterbringung hin. Dabei galt allerdings das von der Beklagten vorgelegte
Merkblatt zu diesen Zuwen-dungen erst ab dem Schuljahr 2003/2004 gemÃ¤Ã� der
FÃ¶rderrichtlinie des SMK zur GewÃ¤h-rung von Zuwendungen fÃ¼r BerufsschÃ¼ler
bei notwendiger auswÃ¤rtiger Unterbringung vom 26.06.2003 (MBl. SMK Seite 149).
DemgegenÃ¼ber war im hier streitigen Zeitraum noch die â�� im Wesentlichen
aber inhaltgleiche â�� FÃ¶rderrichtlinie des SMK zur GewÃ¤hrung von
Zuwendungen fÃ¼r BerufsschÃ¼ler bei notwendiger auswÃ¤rtiger Unterbringung
vom 04.03.1997 (Amtsbl. SMK Nr. 12 Seite 378) in Kraft. Zur GewÃ¤hrung einer
Zuwendung nach dieser FÃ¶rderrichtlinie vom 04.03.1997 ist der Freistaat Sachsen
als andere Ã¶ffentliche Stelle im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 SGB III jedoch nicht
gesetzlich verpflichtet. Denn auf diese Zuwendungen besteht zum einen bereits
nach ihrem ausdrÃ¼cklichen Wortlaut kein Rechtsanspruch, sondern eine
LeistungsgewÃ¤hrung steht unter dem Vorbehalt verfÃ¼gbarer Haushaltsmittel
(Punkt 1. der FÃ¶rderrichtlinie vom 04.03.1997). Zum anderen handelt es sich bei
den Vorschriften Ã¼ber die GewÃ¤hrung dieser Zuwendungen nicht um gesetzliche
Regelungen, sondern um bloÃ�e Verwaltungsvorschrif-ten, so dass auch deshalb
keine gesetzliche Pflicht im Sinne des Â§ 22 Abs. 1 SGB III zu deren Erbringung
durch den Freistaat Sachsen besteht (hierzu jeweils m.w.N.: Steinmeyer in: Gagel,
SGB III, Stand: 15.12.2005, Â§ 22 Rn. 26 ff.; Niesel in: Niesel, SGB III, 2. Aufl. 2002,
Â§ 22 Rn. 6; BSG, Urt. v. 11.11.1993, Az. 7 RAr 8/93, SozR 3-4100 Â§ 37 Nr. 1).
Daneben kommen â�� isoliert fÃ¼r den hier streitigen Berufsschulunterricht in
Blockform â�� auch keine Leistungen nach dem
BundesausbildungsfÃ¶rderungsgesetz (BAfÃ¶G) in der zu Beginn des hier streitigen
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Zeitraums geltenden Fassung des AusbildungsfÃ¶rderungsre-formgesetzes
(AfÃ¶RG) vom 19.03.2001 (BGBl. I Seite 390: Ã�nderungen des BAfÃ¶G ge-mÃ¤Ã�
Art. 14 Abs. 1 AfÃ¶RG in Kraft ab 01.04.2001) in Betracht. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs.
1 Nr. 1 bis 6 BAfÃ¶G wird nach dem BAfÃ¶G AusbildungsfÃ¶rderung nur fÃ¼r den
Besuch von â�� weiterfÃ¼hrenden allgemeinbildenden Schulen und
Berufsfachschulen (einschlieÃ�-lich der Klassen aller Formen der beruflichen
Grundbildung) ab Klasse 10, â�� Fachschulen und Fachoberschulen, â��
Abendhauptschulen, Berufsaufbauschulen, Abendrealschulen, Abendgymnasien und
Kollegs, â�� HÃ¶heren Fachschulen und Akademien â�� sowie Hochschulen mit
jeweils noch unterschiedlichen EinschrÃ¤nkungen geleistet. Zu diesen nach dem
BAfÃ¶G fÃ¶rderungsfÃ¤higen Schularten gehÃ¶ren aber die Berufsschulen im
Freistaat Sachsen gerade nicht. Vielmehr ist gemÃ¤Ã� Â§ 8 des Schulgesetzes fÃ¼r
den Frei-staat Sachsen (SÃ¤chsSchulG) die Berufsschule von der weiterfÃ¼hrenden
allgemeinbilden-den Schule (Gymnasium) gemÃ¤Ã� Â§ 7 SÃ¤chsSchulG, der
Berufsfachschule gemÃ¤Ã� Â§ 9 SÃ¤chsSchulG, der Fachschule gemÃ¤Ã� Â§ 10
SÃ¤chsSchulG sowie den weiteren Schulformen im Freistaat Sachsen gemÃ¤Ã� den
Â§Â§ 11 ff. SÃ¤chsSchulG (z.B. Fachoberschule, Abendschu-len usw.) zu
unterscheiden. Der Besuch einer Berufsschule im Sinne des Â§ 8 SÃ¤chsSchulG, wie
hier der Berufsschule in B , ist deshalb von vornherein nicht nach dem BAfÃ¶G
fÃ¶rderfÃ¤hig. II. Ist damit mangels vorrangiger Leistungen der Anwendungsbereich
der Â§Â§ 59 ff. SGB III grundsÃ¤tzlich erÃ¶ffnet, steht dem KlÃ¤ger auch ein
Anspruch auf BAB dem Grunde nach zu. Der KlÃ¤ger hat die BAB ordnungsgemÃ¤Ã�
am 14.09.2001 beantragt (Â§ 323 Abs. 1 SGB III), so dass er grundsÃ¤tzlich ab
Beginn des Antragsmonats, ab 01.09.2001, BAB erhalten kann (Â§Â§ 324 Abs. 2
Satz 1, 325 Abs. 1 SGB III). Insoweit ist die im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung
am 01.07.2004 erfolgte "BeschrÃ¤nkung auf den Zeitraum vom 14.09.2001 bis
Dezember 2002" bei verstÃ¤ndiger Auslegung lediglich als Klarstellung des bis
dahin ohne jede zeitliche BeschrÃ¤nkung gefassten Klageantrags des KlÃ¤gers zu
verstehen, der damit auf den gesetzlich zulÃ¤ssigen Rahmen (Beginn der BAB
frÃ¼hestens ab dem Antragsmonat) begrenzt wurde, so dass auch der Aufenthalt in
B vom 10.09.2001 bis 14.09.2001 vom Antrag des KlÃ¤gers umfasst ist. Die
materiellen Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der BAB im Zeitraum
von September 2001 bis Dezember 2002 sind dem Grunde nach ebenfalls erfÃ¼llt.
Anspruch auf BAB haben gemÃ¤Ã� Â§ 59 SGB III Auszubildende wÃ¤hrend einer
beruflichen Ausbildung, wenn â�� die berufliche Ausbildung fÃ¶rderungsfÃ¤hig ist
(Â§ 59 Nr. 1 SGB III), â�� sie zum fÃ¶rderungsfÃ¤higen Personenkreis gehÃ¶ren (Â§
59 Nr. 2 Alt. 1 SGB III), â�� die sonstigen persÃ¶nlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
FÃ¶rderung erfÃ¼llt sind (Â§ 59 Nr. 2 Alt. 2 SGB III) und â�� ihnen die erforderlichen
Mittel zur Deckung des Bedarfs fÃ¼r den Lebensunterhalt, die Fahrkosten, die
sonstigen Aufwendungen und die Lehrgangskosten (Gesamt-bedarf) nicht
anderweitig zur VerfÃ¼gung stehen (Â§ 59 Nr. 3 SGB III). Raum fÃ¼r eine
GewÃ¤hrung von BAB nach Ermessen gibt es dabei nicht. Vielmehr besteht bei
Vorliegen dieser Voraussetzungen Anspruch auf BAB, andernfalls wÃ¤re die BAB
zwingend abzulehnen (vgl. Â§ 3 Abs. 5 SGB III). 1. Bei der Ausbildung des KlÃ¤gers
handelte es sich danach um eine fÃ¶rderungsfÃ¤hige berufli-che Ausbildung
gemÃ¤Ã� Â§ 59 Nr. 1 SGB III i.V.m. Â§ 60 SGB III. Sie wurde gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1
SGB III in einem nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) anerkannten Ausbil-
dungsberuf ("Fertigungsmechaniker" gemÃ¤Ã� der Verordnung Ã¼ber die
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Ausbildung zum Fertigungsmechaniker vom 20.06.1997, BGBl. I Seiten 1453 ff.)
durchgefÃ¼hrt und zwar auÃ�erbetrieblich in einer dafÃ¼r von der IHK
berechtigten und Ã¼berwachten Einrichtung auf der Grundlage eines
ordnungsgemÃ¤Ã�en Ausbildungsvertrages, der auch in das Verzeichnis der
BerufsausbildungsverhÃ¤ltnisse einzutragen war (vgl. hierzu m.w.N.: Stratmann in:
Nie-sel, SGB III, 2. Aufl. 2002, Â§ 60 Rn. 9). Da der KlÃ¤ger diese Ausbildung
unmittelbar nach dem Ende seines berufsvorbereitenden Jahres, dem der
Hauptschulabschluss vorangegan-gen war, begonnen hatte, handelte es sich auch
um die erste Ausbildung im Sinne des Â§ 60 Abs. 2 SGB III. Als Deutscher gehÃ¶rt
der KlÃ¤ger schlieÃ�lich gemÃ¤Ã� Â§ 59 Nr. 2 Alt. 1 SGB III i.V.m. Â§ 63 Abs. 1 Nr. 1
SGB III zum fÃ¶rderungsfÃ¤higen Personenkreis. 2. Aufgrund der vorliegenden
Einkommensnachweise ist darÃ¼ber hinaus zur Ã�berzeugung des Senats geklÃ¤rt,
dass dem KlÃ¤ger im streitigen Zeitraum die erforderlichen Mittel zur Deckung des
Gesamtbedarfs nicht anderweitig zur VerfÃ¼gung standen, zumindest nicht in der
vollen HÃ¶he seines Gesamtbedarfs (Â§ 59 Nr. 3 SGB III), so dass hinreichend wahr-
scheinlich ist, dass ein zahlbarer Anspruch auf BAB besteht. Insoweit hat die
Beklagte bereits eine Berechnung anhand der Â§Â§ 65 ff. SGB III durchge-fÃ¼hrt
und danach â�� fiktiv â�� einen Anspruch des KlÃ¤gers auf BAB in HÃ¶he von
472,00 DM monatlich selbst bejaht. Auch wenn der Senat diese Berechnung im
Detail fÃ¼r unzutreffend hÃ¤lt, weil offensichtlich die Berechnungsvorschriften in
einer fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum nicht geltenden Fas-sung angewandt
wurden, ergibt eine â�� stark zu Ungunsten des KlÃ¤gers vereinfachte â�� Be-
rechnung des Senats anhand der Â§Â§ 65 ff. SGB III in der zu Beginn des hier
streitigen Zeit-raum geltenden Fassung des AfÃ¶RG vom 19.3.2001 (BGBl. I Seite
390: Ã�nderungen der Â§Â§ 65 ff. SGB III gemÃ¤Ã� Art. 14 Abs. 3 AfÃ¶RG gÃ¼ltig
ab 01.08.2001) einen Anspruch des KlÃ¤gers von 330,50 DM monatlich ab
01.09.2001, der dann noch auf die jeweiligen Tage des Aufenthalts in B
herunterzurechnen wÃ¤re. Im Einzelnen gilt dabei Folgendes: GemÃ¤Ã� Â§ 65 Abs.
1 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 13 Abs. 1 Nr. 1 BAfÃ¶G i.d.F. des AfÃ¶RG steht dem
KlÃ¤ger bei Unterbringung ohne volle Verpflegung im Wohnheim in B ein
Grundbedarf in HÃ¶he von 605,00 DM monatlich zu. Hinzu kommt der pauschale
Unterkunftsbedarf gemÃ¤Ã� Â§ 65 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 SGB III i.V.m. Â§ 13 Abs.
2 Nr. 2 BAfÃ¶G in HÃ¶he von weiteren 260,00 DM. Dieser pau-schale
Unterkunftsbedarf ist nicht mehr gemÃ¤Ã� Â§ 65 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 SGB III
i.V.m. Â§ 13 Abs. 3 BAfÃ¶G zu erhÃ¶hen, weil die Unterkunftskosten bei
nachgewiesenen 55,00 DM pro Woche selbst bei 2 Aufenthalten in B innerhalb eines
Monats den bereits angesetzten Pauschbetrag fÃ¼r die Unterkunftskosten in HÃ¶he
von 260,00 DM mo-natlich nicht erreichen. Zu diesem Bedarf fÃ¼r den
Lebensunterhalt in HÃ¶he von somit 865,00 DM monatlich sind bei insgesamt 18
Aufenthalten in B innerhalb von 16 Monaten (September 2001 bis Dezember 2002)
pro Monat â�� mindestens â�� weitere 43,00 DM an Fahrtkosten gemÃ¤Ã� Â§ 67
SGB III hinzuzurechnen, wobei hier vereinfachungshalber die beiden verkÃ¼rzten
Aufent-halte im Dezember 2001 und im Mai 2002 (insgesamt weitere 77,00 DM)
auÃ�er Acht ge-lassen werden. Die 43,00 DM monatlich ergeben sich gemÃ¤Ã� Â§
67 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 SGB III i.V.m. Â§ 6 Abs. 1 des
Bundesreisekostengesetzes (BRKG) hier-bei daraus, dass der KlÃ¤ger danach
mindestens 1 Mal pro Monat mit einem privaten Kraft-fahrzeug nach B gefahren ist,
bei einer Fahrtstrecke von hin und zurÃ¼ck 200 km und einer
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WegstreckenentschÃ¤digung gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 Nr. 4 BRKG in HÃ¶he von 0,43
DM je gefahrenen Kilometer sowie bei Halbierung des danach eigentlich pro Monat
anzusetzenden Betrages in HÃ¶he von 86,00 DM, weil der KlÃ¤ger lediglich der
Mitfahrer im Fahrzeug eines anderen gewesen ist. Dem sich danach ergebenden
Gesamtbedarf gemÃ¤Ã� Â§ 59 Nr. 3 SGB III in HÃ¶he von â�� min-destens â��
908,00 DM monatlich (605,00 DM + 260,00 DM + 43,00 DM) ist lediglich die ab
01.09.2001 tatsÃ¤chlich nachgewiesene AusbildungsvergÃ¼tung des KlÃ¤gers von
577,50 DM monatlich in voller HÃ¶he gegenÃ¼ber zu stellen, was sich aus Â§ 71
Abs. 1 und Abs. 2 SGB III i.V.m. den Â§Â§ 22 und 23 Abs. 3 BAfÃ¶G ergibt. Dabei
kÃ¶nnen sÃ¤mtliche weiteren, gegebenenfalls zusÃ¤tzlich in Betracht zu ziehenden
Absetz- und FreibetrÃ¤ge (z.B. gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 SGB III) hier
unberÃ¼cksichtigt bleiben, weil schon danach ein durch die BAB zu deckender,
jedoch noch auf die einzelnen Aufenthalte in B herunterzurechnender Gesamtbedarf
von 330,50 DM monatlich verbleibt. DemgegenÃ¼ber ist nach den derzeit
vorliegenden Einkommensnachweisen weder beim Vater noch bei der Mutter des
KlÃ¤gers ein gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 1 SGB III anzurechnendes Einkommen vorhanden.
Bei ihnen ist dabei gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 24 Abs. 1 BAfÃ¶G
vom Einkommen im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn des Bewilligungs-zeitraums
â�� mithin vom Einkommen im Jahre 1999 â�� auszugehen. Da die Mutter des
KlÃ¤gers damals lediglich Arbeitslosenhilfe mit einem Leistungssatz in HÃ¶he von
233,59 DM wÃ¶chentlich und einem Zahlbetrag in HÃ¶he von 187,46 DM
wÃ¶-chentlich sowie zusÃ¤tzlich nach ihrem Einkommenssteuerbescheid im ganzen
Jahr 1999 brutto lediglich weitere 2.690,00 DM bezogen hat, erreicht sie bei weitem
nicht den ihr zustehenden Grundfreibetrag gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB III
i.V.m. Â§ 25 Abs. 1 Nr. 2 BAfÃ¶G in HÃ¶he von 1.840,00 DM zuzÃ¼glich des
Freibetrags fÃ¼r die damals noch schul-pflichtige, 14 Jahre alte Schwester des
KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs. 3 Nr. 2 BAfÃ¶G in HÃ¶he von weiteren 830,00 DM,
insgesamt mithin von 2.670,00 DM monatlich. Aber auch das Einkommen des
Vaters erreicht nicht den ihm zustehenden Freibetrag. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2
Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 25 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 2 BAfÃ¶G steht dem Vater
ebenfalls ein Freibetrag in HÃ¶he von 2.670,00 DM zu (bestehend aus seinem
Grundfreibetrag in HÃ¶he von 1.840,00 DM und dem Freibetrag fÃ¼r seine damals
14 Jahre alte Tochter in HÃ¶he von 830,00 DM). Dieser Freibetrag ist auÃ�erdem
â�� weil der Vater inzwischen wieder geheiratet hat â�� gemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs. 3 Nr.
1 BAfÃ¶G um weitere 920,00 DM zu erhÃ¶hen, so dass sich bei ihm insgesamt ein
Freibetrag in HÃ¶he von 3.590,00 DM monatlich ergibt. Ausweislich seines
vorgelegten Einkommensnachweises fÃ¼r Dezember 1999 betrug sein Brutto-
Jahresgehalt 1999 demgegenÃ¼ber 57.407,99 DM, worauf er die entsprechenden
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge sowie insgesamt 11.386,87 DM an Lohnsteuer und
501,32 DM an SolidaritÃ¤tszuschlag entrichtet hat. Danach ergibt sich nach Abzug
von Lohnsteuer und SolidaritÃ¤tszuschlag gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB III
i.V.m. Â§ 21 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 BAfÃ¶G und des Pauschbetrages fÃ¼r die
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 21,5% des Brutto-Einkommens (=
12.342,72 DM) gemÃ¤Ã� Â§ 71 Abs. 2 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 21 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4
und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BAfÃ¶G ein anzurechnendes Jah-reseinkommen in HÃ¶he
von 33.177,08 DM. Bereits dieses Einkommen liegt â�� auf 12 Mo-nate
umgerechnet â�� mit 2.764,76 DM unter dem Freibetrag von 3.590,00 DM
monatlich. Dabei sind auch hier sÃ¤mtliche weiteren noch in Betracht zu ziehenden
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Absetz- und Frei-betrÃ¤ge nicht berÃ¼cksichtigt. Ist aber bereits nach dieser â��
stark zu Ungunsten des KlÃ¤gers vereinfachten â�� Berechnung eine
BedÃ¼rftigkeit im Sinne des Â§ 59 Nr. 3 SGB III anzunehmen, kÃ¶nnen die noch
verblei-benden Zweifel Ã¼ber die genaue HÃ¶he des Einkommens der Eltern des
KlÃ¤gers im Bewilli-gungszeitraum (z.B. wegen des vom Vater des KlÃ¤gers nicht
mehr auffindbaren Einkom-menssteuerbescheides fÃ¼r 1999) oder wegen eventuell
weiterer anzurechnender Absetz- oder FreibetrÃ¤ge dahingestellt bleiben, weil fÃ¼r
den Erlass des hier vom KlÃ¤ger selbst bean-tragten Grundurteils hinreichend
wahrscheinlich ist, dass ein Anspruch auf die BAB auch der HÃ¶he nach besteht. Die
BedÃ¼rftigkeit entfÃ¤llt schlieÃ�lich nicht deshalb, weil der KlÃ¤ger â�� neben dem
Anspruch auf BAB â�� einen Anspruch auf Zuwendungen nach der zitierten
FÃ¶rderrichtlinie des SMK vom 04.03.1997 haben kÃ¶nnte. Denn ein Anspruch nach
dieser FÃ¶rderrichtlinie besteht gemÃ¤Ã� deren Punkt 4. Abs. 3 nur insoweit, wie
die Kosten nicht von dritter Seite â�� hier von der Beklagten als BAB â��
Ã¼bernommen werden. Der dadurch im Wege einer Verwaltungs-vorschrift
statuierte Nachrang der landesrechtlichen Zuwendungen auch gegenÃ¼ber den
Leistungen des SGB III ist rechtlich zulÃ¤ssig. Denn selbst in Form eines formellen
und materiellen Landesgesetzes wÃ¤re ein solcher Nachrang gegenÃ¼ber den
Leistungen des SGB III statuierbar, weil es nicht in Widerspruch zum SGB III steht
(Art. 31 des Grundge-setzes â�� GG â��), landesrechtlich zusÃ¤tzliche
AusbildungsfÃ¶rderungen zu gewÃ¤hren, die in-folge ihres Nachrangs lediglich dann
eingreifen, wenn das SGB III selbst keine Leistungen mehr vorsieht (Steinmeyer in:
Gagel, SGB III, Stand: 15.12.2005, Â§ 22 Rn. 31). 3. Zuletzt sind auch die im
vorliegenden Verfahren vor allem streitigen sonstigen persÃ¶nli-chen
Voraussetzungen fÃ¼r eine FÃ¶rderung gemÃ¤Ã� Â§ 59 Nr. 2 Alt. 2 i.V.m. Â§ 64
SGB III in der Person des KlÃ¤gers erfÃ¼llt. Denn der KlÃ¤ger wohnte wÃ¤hrend der
jeweiligen Aufenthalte in B auÃ�erhalb des Haushalts seiner Mutter (Â§ 64 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 SGB III) und konnte â�� vor Vollendung des 18. Lebensjahres am
23.02.2002 â�� die AusbildungsstÃ¤tte dort auch nicht in angemesse-ner Zeit
erreichen (Â§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 Nr. 1 SGB III). Letzteres ergibt sich aus
der erheblichen Entfernung zwischen B und D (einfache Strecke mit dem
Kraftfahrzeug knapp 100 km) und der Tatsache, dass mit Ã¶ffent-lichen
Verkehrsmitteln keine direkte Verbindung zwischen B und D besteht, sondern
wegen des erforderlichen Umsteigens schon auf der mit der Deutschen Bahn zu-
rÃ¼ckzulegenden Teilstrecke und der anschlieÃ�end noch notwendigen Nutzung
Ã¼berregiona-ler Busverbindungen fÃ¼r die Reststrecke bereits die einfache Fahrt
laut Reiseauskunft der Deutschen Bahn AG eine Fahrzeit von jeweils Ã¼ber 3
Stunden erfordert. SchlieÃ�lich wird die Tatsache, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
jeweiligen Aufenthalte in B auÃ�erhalb des Haushaltes seiner Mutter lebte, auch
den Anforderungen des Â§ 64 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB III in der bis 30.12.2005
geltenden Fassung gerecht und ermÃ¶g-licht die GewÃ¤hrung von BAB beschrÃ¤nkt
auf die jeweiligen Aufenthalte in B. Eine FÃ¶rderung der Aufenthalte in B kann dabei
entgegen der Beklagten nicht von vornherein mit dem Argument abgelehnt werden,
der Begriff der "beruflichen Ausbildung" in Â§ 64 Abs. 1 Satz 1 SGB III erfasse nur
die auÃ�erhalb der Berufsschule stattfindenden berufspraktischen Ausbildungsteile,
nicht aber den in der Berufsschule durchzufÃ¼hrenden berufstheoretischen Teil
einer ansonsten fÃ¶rderungsfÃ¤higen Berufsausbildung (wie hier der
Berufsausbildung zum Fertigungsmechaniker). Vielmehr ist der in den die BAB
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regelnden Vorschriften (Â§Â§ 59 ff. SGB III) einheitlich verwendete Begriff der
"beruflichen Ausbildung" gesetzlich in Â§ 60 Abs. 1 SGB III defi-niert und erfasst â��
trotz des auch im Sinne der Beklagten auslegungsfÃ¤higen Wortlauts â�� nach Sinn
und Zweck und Systematik des Â§ 60 Abs. 1 SGB III die gesamte berufliche
Ausbildung unter Einschluss des Berufsschulunterrichts. Gegenteiliges ergibt sich
auch nicht aus der Entstehungsgeschichte der Vorschrift. Â§ 60 Abs. 1 SGB III
bestimmt danach, dass fÃ¶rderungsfÃ¤hig die Ausbildung in einem nach dem BBiG,
der Handwerksordnung oder dem Seemannsgesetz staatlich anerkannten Aus-
bildungsberuf ist, wenn die Ausbildung betrieblich oder auÃ�erbetrieblich
durchgefÃ¼hrt wird und der dafÃ¼r erforderliche Ausbildungsvertrag
abgeschlossen worden ist. Dass diese Voraussetzungen fÃ¼r die Ausbildung des
KlÃ¤gers zum Fertigungsmechaniker als solche erfÃ¼llt sind, wurde bereits
ausgefÃ¼hrt. Allerdings lieÃ�e sich aus der hierin enthal-tenen Voraussetzung, dass
die Ausbildung betrieblich oder auÃ�erbetrieblich durchgefÃ¼hrt werden muss, bei
engem VerstÃ¤ndnis und allein vom Wortlaut her tatsÃ¤chlich vertreten, dass der
Berufsschulunterricht gerade nicht betrieblich oder auÃ�erbetrieblich
durchgefÃ¼hrt wird und deshalb nur der Ã¼brige, berufspraktische Teil der
Ausbildung Ã¼berhaupt mit einer BAB fÃ¶rderungsfÃ¤hig sei. Dies folgt daraus,
dass das von Â§ 60 Abs. 1 SGB III in Bezug genommene BBiG in Â§ 1 Abs. 5 BBiG in
der bis 31.03.2005 geltenden Fassung (im Folgenden: a.F.) bestimmt, dass die
Berufsbildung (zu der neben der Fortbildung und Umschulung auch die Berufsausbil-
dung gehÃ¶rt: Â§ 1 Abs. 2 bis 4 BBiG a.F.) in 3 Varianten durchgefÃ¼hrt wird: â�� in
Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrichtungen auÃ�erhalb der Wirt-
schaft, insbesondere des Ã¶ffentlichen Dienstes, der AngehÃ¶rigen der freien
Berufe und in Haushalten (betriebliche Berufsbildung) sowie â�� in berufsbildenden
Schulen und â�� sonstigen Berufsbildungseinrichtungen auÃ�erhalb der schulischen
und betriebli-chen Berufsbildung. Wird diese Dreiteilung dem Â§ 60 Abs. 1 SGB III
zugrunde gelegt, so lieÃ�e sich hieraus schlussfolgern, dass nur die DurchfÃ¼hrung
der Ausbildung in Betrieben der Wirtschaft und in vergleichbaren Einrichtungen
(betriebliche Berufsbildung) sowie in sonstigen Berufsbil-dungseinrichtungen
auÃ�erhalb der betrieblichen Berufsbildung (auÃ�erbetriebliche Berufs-bildung)
fÃ¶rderungsfÃ¤hig sein solle. Noch deutlicher wird dies nach der aktuellen, ab
01.04.2005 geltenden Fassung des BBiG (im Folgenden: n.F.), bei der in Â§ 2 Abs. 1
Nr. 1 bis 3 BBiG n.F. diese Dreiteilung beibe-halten und nunmehr nicht nur â�� wie
nach der a.F. â�� die betriebliche Berufsbildung in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 BBiG n.F. als
solche ausdrÃ¼cklich definiert wird, sondern dies auch fÃ¼r die schulische
Berufsbildung in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 2 BBiG n.F. und fÃ¼r die auÃ�erbetriebliche Be-
rufsbildung in Â§ 2 Abs. 1 Nr. 3 BBiG n.F. erfolgt ist, bei ansonsten
wortlautidentischer Beibehaltung der zitierten Dreiteilung aus Â§ 1 Abs. 5 BBiG a.F
â�¦ Dabei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die auÃ�erbetriebliche Berufsbildung im
Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 3 BBiG n.F. bzw. des Â§ 1 Abs. 5 Var. 3 BBiG a.F. in zwei
Formen vorkommt, die beide nicht im jeweiligen Ausbildungsbetrieb, sondern in
einer sonstigen Berufsbil-dungseinrichtung durchgefÃ¼hrt werden. Beide Formen
sind jedoch zu unterscheiden: WÃ¤h-rend eine Form als Teil der betrieblichen
Ausbildung lediglich einzelne Ausbildungsab-schnitte beschreibt, die auÃ�erhalb des
Ausbildungsbetriebes stattfinden (vgl. Â§Â§ 7 Satz 2, 22 Abs. 2 und 27 BBiG a.F.), so
dass die Ausbildung insgesamt weiterhin eine betriebliche Berufsbildung bleibt,
wurde die andere Form frÃ¼her, insbesondere in Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 des
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ArbeitsfÃ¶rderungsgesetzes (AFG), als Ã¼berbetriebliche Ausbildung bezeichnet
(vgl. zu deren Unterscheidung: SÃ¤chsLSG, Urt. v. 17.12.1997, Az. L 3 AL 188/95,
Leitsatz verÃ¶f-fentlicht in JURIS). Mit EinfÃ¼hrung des Â§ 60 Abs. 1 SGB III wÃ¤hlte
der Gesetzgeber je-doch fÃ¼r diese Ã¼berbetriebliche Ausbildung ohne inhaltliche
Ã�nderung ebenfalls die Be-zeichnung "auÃ�erbetriebliche Ausbildung" (Fuchsloch
in: Gagel, SGB III, Stand: 15.12.2005, Â§ 60 Rn. 30/31). Diese Ã¼berbetriebliche
Ausbildung bzw. auÃ�erbetriebliche Ausbildung im Sinne des Â§ 60 Abs. 1 SGB III
unterscheidet sich dabei von der betrieblichen lediglich dadurch, dass nicht ein
einzelner Betrieb oder eine vergleichbare Einrichtung TrÃ¤ger der Ausbildung ist,
son-dern dass ein Zusammenschluss von Betrieben oder ein sonstiger TrÃ¤ger, der
einen reinen Lehrbetrieb einrichtet, die berufspraktische Ausbildung nach
MaÃ�gabe des BBiG als Aus-bildender Ã¼bernimmt und dabei â�� anders als bei
der betrieblichen Ausbildung â�� gerade nicht fÃ¼r den Eigenbedarf ausbildet. Eine
solche Ã¼berbetriebliche Ausbildung bzw. auÃ�er-betriebliche Ausbildung im Sinne
des Â§ 60 Abs. 1 SGB III ist zudem in der Regel nach den Â§Â§ 240 ff. SGB III
fÃ¶rderfÃ¤hig (vgl. hierzu: BSG, Urt. v. 23.05.1990, Az. 9b/7 RAr 18/89, SozR 3-4100
Â§ 40 Nr. 2; Wohlgemuth, BBiG, 2. Aufl. 1995, Â§1 Rn. 8, Â§ 3 Rn. 2/3 und Â§ 27 Rn.
3; Fuchsloch in: Gagel, SGB III, Stand: 15.12.2005, Â§ 60 Rn. 39 bis 41). Auch der
KlÃ¤ger hat deshalb vorliegend eine solche auÃ�erbetriebliche, nach den Â§Â§ 240
ff. SGB III fÃ¶rderfÃ¤hige Ausbildung absolviert. Angesichts dessen wÃ¤re es aber
vom Wortlaut des Â§ 60 Abs. 1 SGB III her durchaus ver-tretbar anzunehmen, dass
eine berufliche Ausbildung gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 SGB III nur vor-liegt, wenn diese
im Sinne von Â§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BBiG n.F. bzw. von Â§ 1 Abs. 5 Var. 1 und 3
BBiG a.F. als betriebliche Berufsausbildung (unter Einschluss einzelner au-
Ã�erbetrieblicher Abschnitte) oder als auÃ�erbetriebliche Berufsausbildung (im
Sinne einer insgesamt Ã¼ber- bzw. auÃ�erbetrieblichen Ausbildung) durchgefÃ¼hrt
wird. Davon wÃ¤re nach dem BBiG der als schulische Berufsausbildung
durchgefÃ¼hrte Teil der Ausbildung in der Berufsschule gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 Nr. 2
BBiG n.F. bzw. des Â§ 1 Abs. 5 Var. 2 BBiG a.F. zu unterscheiden, welcher dann bei
konsequenter Anwendung der Drei-teilung im BBiG von der betrieblich oder
auÃ�erbetrieblich durchgefÃ¼hrten Ausbildung im Sinne des Â§ 60 Abs. 1 SGB III
nicht erfasst wÃ¤re. Dies umso mehr, als der (berufs-)schulische Teil der
Berufsausbildung gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs. 1 BBiG a.F. bzw. Â§ 3 Abs. 1 BBiG n.F.
ausdrÃ¼cklich vom weiteren Anwendungsbereich des BBiG ausgeschlossen wird,
weil wegen der Gesetzgebungskompetenz der LÃ¤nder auf dem Gebiet der
Schulbildung (Art. 30, 70 GG) dessen DurchfÃ¼hrung und Organisation nicht in
einem Bundesgesetz und damit auch nicht im BBiG geregelt werden konnte (vgl.
Wohl-gemuth, BBiG, 2. Aufl. 1995, Â§ 2 Rn. 2). Die Ausgestaltung und
DurchfÃ¼hrung des Be-rufsschulunterrichts ist deshalb Sache der LÃ¤nder, hier des
SÃ¤chsSchulG. Mit dem Wortlaut des Â§ 60 Abs. 1 SGB III bzw. der
VorgÃ¤ngervorschrift in Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 AFG ist es andererseits aber ebenso zu
vereinbaren, wenn das Erfordernis der be-trieblichen oder auÃ�erbetrieblichen
DurchfÃ¼hrung der Ausbildung auf die Gesamtausbil-dung im sog. dualen System
der Berufsausbildung bezogen wird. Denn das Merkmal der betrieblichen oder
auÃ�erbetrieblichen Ausbildung ist zugleich das entscheidende Kriteri-um, welches
die Erlangung eines Berufsabschlusses im sog. dualen System der Berufsaus-
bildung nach dem BBiG von der ansonsten rein schulisch geprÃ¤gten
Berufsausbildung z.B. in den bereits erwÃ¤hnten Berufsfachschulen (Â§ 9
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SÃ¤chsSchulG) unterscheidet, wo ebenfalls ein Berufsabschluss in einem staatlich
anerkannten Ausbildungsberuf erlangt werden kann, allerdings ohne einen
betrieblichen bzw. auÃ�erbetrieblichen Ausbildungsteil im oben be-schriebenen
Sinne. Diese rein schulisch geprÃ¤gten Berufsausbildung (z.B. in den
Berufsfachschulen) â�� die statt durch BAB grundsÃ¤tzlich nach dem BAfÃ¶G
fÃ¶rderfÃ¤hig ist â�� wird durch eine aus-schlieÃ�lich theoretisch-systematische
Unterrichtung von Personengruppen gekennzeichnet, ohne dass eine den
Anforderungen des BBiG entsprechende, berufspraktische Ausbildung erfolgt
(Fuchsloch in: Gagel, SGB III, Stand: 15.12.2005, Â§ 60 Rn. 42/43; Stratmann in:
Niesel, SGB III, 2. Aufl. 2002, Â§ 60 Rn. 7 a.E.). Daher wird eine solche schulische
Ausbil-dung auch nicht dadurch zur betrieblichen Ausbildung, dass berufsbildende
FÃ¤cher gelehrt werden (Stratmann a.a.O. mit Verweis auf BSG, Urt. v. 29.04.1976,
Az. 12/7 RAr 103/74, SozR 4100 Â§ 41 Nr. 24), so dass etwa das Erlernen des
Umgangs mit Messmitteln in der Berufsschule in B , wie vom KlÃ¤ger vorgetragen,
die dortige (berufs-)schulische Ausbildung nicht zur betrieblichen oder
auÃ�erbetrieblichen Berufsbildung im Sinne des BBiG werden lieÃ�e. Der Senat
hÃ¤lt mit der Rechtsprechung des BSG die letztgenannte, weite Wortlautausle-gung
des Â§ 60 Abs. 1 SGB III bzw. seine VorgÃ¤ngervorschrift in Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 AFG
fÃ¼r zutreffend, bei der das Erfordernis der betrieblichen oder auÃ�erbetrieblichen
Ausbil-dung lediglich der Abgrenzung von der rein schulischen, i.d.R. nach dem
BAfÃ¶G fÃ¶rderfÃ¤-higen Ausbildung dient, so dass vom Anwendungs- bzw.
FÃ¶rderbereich der BAB die ge-samte Berufsausbildung im dualen System nach
dem BBiG unter Einschluss des Berufs-schulunterrichts erfasst wird. Hiervon geht
â�� allerdings ohne dies zu begrÃ¼nden â�� offensichtlich auch die einschlÃ¤gige
Kommentarliteratur als selbstverstÃ¤ndlich aus (Fuchsloch in: Gagel, SGB III, Stand:
15.12.2005, Â§ 60 Rn. 19 ff.; Stratmann in: Niesel, SGB III, 2. Aufl. 2002, Â§ 60 Rn. 7
ff.). Gleiches gilt fÃ¼r die Rechtsprechung des BSG nach der bereits von der
Beklagten selbst zitierten Entscheidung vom 19.06.1980 (BSG, Urt. v. 19.06.1980,
Az. 7 RAr 41/79, AuB 1981, 157 ff.). Ohne dass dies dort dem Grunde nach streitig
war, weil die Beklagte damals bereits von sich aus BAB wÃ¤hrend des
Blockunterrichts an einer Berufsschule ge-wÃ¤hrt hatte und nur noch der Ersatz
zusÃ¤tzlicher Lehrgangskosten fÃ¼r die Berufsschule in Streit stand, hat das BSG in
dieser Entscheidung ausgefÃ¼hrt, dass die durch den Besuch einer bestimmten
Berufsschule anfallenden Kosten zu dem durch die BAB zu deckenden Bedarf
gehÃ¶ren, wenn der Berufsschulbesuch als AusbildungsmaÃ�nahme vorgesehen
und Ã¼blich ist, weil die BAB ansonsten ihrem gesetzlichen Auftrag nicht gerecht
wÃ¼rde. Die Beklagte hat die AusfÃ¼hrungen des BSG in dieser Entscheidung
allerdings missver-standen. Denn das BSG hat lediglich im Zusammenhang mit der
Frage, ob die Lehrgangs-kosten des Berufsschulbesuchs vorrangig vom
Ausbildenden (also vom Ausbildungsbe-trieb) zu tragen sind, ausgefÃ¼hrt, dass aus
dem BBiG und insbesondere aus Â§ 2 Abs. 1 BBiG a.F. folge, dass der
Berufsschulbesuch unabhÃ¤ngig neben der berufspraktischen Ausbildung nach dem
BBiG stehe und den jeweils Ausbildenden nach dem BBiG eine solche
Kostentragungspflicht mangels Rechtsgrundlage nicht treffe. Dies habe mangels
vorrangiger AnsprÃ¼che des Auszubildenden zur Folge, dass grundsÃ¤tzlich BAB
fÃ¼r den Berufsschulbesuch zu leisten sei. Nunmehr hat das BSG diese Auffassung
in seiner Entscheidung vom 03.05.2005 nochmals ausdrÃ¼cklich bestÃ¤tigt (BSG,
Urt. v. 03.05.2005, Az. B 7a/7 AL 52/04 R, SozR 4-4300 Â§ 64 Nr. 2), so dass
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entgegen der Beklagten von einer Einzelfallentscheidung nicht die Re-de sein kann.
Die gesamte Berufsausbildung im dualen System bestehend aus berufspraktischer
Ausbil-dung im Betrieb bzw. in der auÃ�erbetrieblichen Einrichtung und
berufstheoretischer Aus-bildung in der Berufsschule muss nach der Systematik der
einschlÃ¤gigen Gesetze und nach Sinn und Zweck der Â§Â§ 59 ff. SGB III auch
mittels BAB fÃ¶rderungsfÃ¤hig sein, weil der Berufsschulunterricht untrennbarer
Bestandteil der beruflichen Gesamtausbildung im dua-len System ist (vgl. zum
dualen System auch: BSG, Urt. v. 23.05.1990, Az. 9b/7 RAr 18/89, SozR 3-4100 Â§
40 Nr. 2). So ist mit der AbschlussprÃ¼fung, welche die Ausbildung nach dem BBiG
beendet, u.a. festzustellen, dass der PrÃ¼fling mit dem ihm im
Berufsschulunterricht vermittelten, fÃ¼r die Berufsausbildung wesentlichen
Lehrstoff vertraut ist (Â§ 35 Satz 1 BBiG a.F. bzw. Â§ 38 Satz 1 BBiG n.F.). Der
Ausbildende (mithin der Ausbildungsbetrieb) hat zudem den Aus-zubildenden zum
Besuch der Berufsschule anzuhalten (Â§ 6 Abs. 1 Nr. 4 BBiG a.F. bzw. Â§ 14 Abs. 1
Nr. 4 BBiG n.F.) und ihn fÃ¼r die Teilnahme am Berufsschulunterricht und an
PrÃ¼fungen von der betrieblichen bzw. auÃ�erbetrieblichen Ausbildung
freizustellen (Â§ 7 Satz 1 BBiG a.F. bzw. Â§ 15 Satz 1 BBiG n.F.). Der Auszubildende
ist seinerseits wiederum nach Â§ 9 Satz 2 Nr. 2 BBiG a.F. bzw. Â§ 13 Satz 2 Nr. 2
BBiG n.F. verpflichtet, am Berufs-schulunterricht teilzunehmen. Entsprechend dem
dualen System der Berufsausbildung hat die Berufsschule im Freistaat Sachsen
deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SÃ¤chsSchulG u.a. die Aufgabe, im Rahmen
der Berufsausbildung vor allem die fachtheoretischen Kenntnisse zu vermitteln. Die
Berufs-schule im Freistaat Sachsen ist zudem gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 Satz 2
SÃ¤chsSchulG gleichberech-tigter Partner der betrieblichen und
auÃ�erbetrieblichen Ausbildung und fÃ¼hrt gemeinsam mit dieser zu
berufsqualifizierenden AbschlÃ¼ssen. Aus dieser Systematik der dualen
Berufsausbildung wird deutlich, dass eine berufliche Ausbildung in einem nach dem
BBiG staatlich anerkannten Ausbildungsberuf nur dann mÃ¶glich ist, wenn sowohl
der berufspraktische als auch der berufstheoretische Teil absol-viert wird. Handelt
es sich aber systematisch um eine einheitliche berufliche Ausbildung, bei der kein
Teil fÃ¼r sich allein genommen einen Berufsabschluss herbeifÃ¼hren kann, wÃ¼r-
de eine nur teilweise FÃ¶rderung dieser Ausbildung bei ungedecktem
Beihilfebedarfs wÃ¤h-rend des anderen Teils dem gesetzlichen Auftrag der
BerufsausbildungsfÃ¶rderung nicht gerecht, wie das BSG bereits 1980 ausgefÃ¼hrt
hat (BSG, Urt. v. 19.06.1980, Az. 7 RAr 41/79, AuB 1981, 157 ff.). MaÃ�gebend
dafÃ¼r ist, dass mit der BAB bedÃ¼rftigen Personen zur Herstellung der allge-
meinen KonkurrenzfÃ¤higkeit auf dem Arbeitsmarkt eine anerkannte Ausbildung
ermÃ¶glicht werden soll (BSG, Urt. v. 03.05.2005, Az. B 7a/7 AL 52/04 R, SozR
4-4300 Â§ 64 Nr. 2). Dieser Zweck findet insbesondere in Â§ 64 Abs. 1 SGB III seinen
Niederschlag, dessen Be-schrÃ¤nkung auf auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts
wohnende Auszubildende inhaltsgleich bereits unter Geltung des AFG (Â§ 40 Abs. 1
Satz 2 AFG) mit der BegrÃ¼ndung eingefÃ¼hrt wurde, dass diese Auszubildenden
wegen der hohen Kosten der auswÃ¤rtigen Unterbrin-gung in besonderem MaÃ�e
auf die FÃ¶rderung angewiesen seien, wÃ¤hrend die im elterlichen Haushalt
wohnenden Auszubildenden auf die AusbildungsvergÃ¼tung zu verweisen seien, da
diese in zunehmendem MaÃ�e den Bedarf fÃ¼r den Lebensunterhalt und die
Ausbildung decke (BT-Drs. 11/2990, Seiten 15 und 18). WÃ¼rde danach aber Ã¼ber
eine entsprechend enge Auslegung des Â§ 60 Abs. 1 SGB III eine FÃ¶rderung des
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berufstheoretischen Teils der Berufsausbildung gÃ¤nzlich ausgeschlossen, so
wÃ¼rde bei bedÃ¼rftigen Personen â�� soweit sie wÃ¤hrend des Besuchs der
Berufsschule auÃ�er-halb des elterlichen Haushalts wohnen â�� ein ungedeckter
Bedarf fÃ¼r den Lebensunterhalt verbleiben und bei ihnen somit die Erlangung
einer anerkannten Ausbildung zweckwidrig gerade verhindert. Dies widersprÃ¤che
dem in Â§ 2 Abs. 2 SGB I verankerten Grundsatz, dass die sozialen Rechte (wozu
gemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 SGB I auch das Recht auf individuelle AusbildungsfÃ¶rderung
gehÃ¶rt, soweit die dafÃ¼r erforderlichen Mittel anderweitig nicht zur VerfÃ¼gung
stehen) bei der Auslegung der Vorschriften des Sozialgesetzbuches zu beachten
sind und dabei sicherzustellen ist, dass die sozialen Rechte mÃ¶glichst weitgehend
verwirk-licht werden (BSG, Urt. v. 03.05.2005, Az. B 7a/7 AL 52/04 R, SozR 4-4300
Â§ 64 Nr. 2). Auch erschiene es fragwÃ¼rdig, wenn der Gesetzgeber die FÃ¶rderung
des Berufsschulunter-richts mittels BAB hÃ¤tte ausschlieÃ�en wollen, aber
gleichzeitig dessen FÃ¶rderung nach dem BAfÃ¶G â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â��
ebenfalls nicht ermÃ¶glicht. Allein das Argument, die DurchfÃ¼hrung und
Organisation des Berufsschulunterrichts sei LÃ¤ndersache, so dass die LÃ¤nder
auch die Verantwortung fÃ¼r dessen FÃ¶rderung treffe, fÃ¼hrt nicht weiter. Denn
auch die nach dem BAfÃ¶G fÃ¶rderfÃ¤higen, rein schulischen Ausbildungen
unterfallen als Formen der Schulbildung weitgehend der LÃ¤nderhoheit, was den
Bundesgesetzgeber nicht gehin-dert hat, deren FÃ¶rderung im BAfÃ¶G
bundeseinheitlich zu regeln und eine KostenÃ¼ber-nahme durch den Bund in
HÃ¶he von 65 % festzuschreiben (Â§ 56 BAfÃ¶G). Es ist deshalb nicht anzunehmen,
dass der Gesetzgeber des SGB III bzw. des AFG eine entsprechende FÃ¶rderlÃ¼cke
zwischen BAB und BAfÃ¶G allein fÃ¼r die Berufsschule hat offen lassen wol-len.
Eine solche FÃ¶rderlÃ¼cke kann hingegen allenfalls bei landeseigenen
Sonderprogrammen auftreten, die der Bundesgesetzgeber bei Schaffung des SGB III
bzw. des AFG und des BAfÃ¶G nicht absehen konnte und die nach ihrer Gestaltung
weder die Voraussetzungen einer fÃ¶rderungsfÃ¤higen Ausbildung nach dem
BAfÃ¶G noch nach den Â§Â§ 59 ff. SGB III erfÃ¼llen (vgl. hierzu: BSG, Urt. v.
23.05.1990, Az. 9b/7 RAr 18/89, SozR 3-4100 Â§ 40 Nr. 2; Fuchsloch in: Gagel, SGB
III, Stand: 15.12.2005, Â§ 60 Rn. 20). Soweit ersichtlich entspricht es zudem auch
sonst nicht der gÃ¤ngigen Verwaltungspraxis der Beklagten, die DurchfÃ¼hrung
des Berufsschulunterrichts vollstÃ¤ndig von der FÃ¶rderung auszunehmen.
Vielmehr wird lediglich dann, wenn allein wÃ¤hrend des Berufsschulunter-richts in
Blockform auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts gewohnt wird, eine FÃ¶rderung
versagt, wÃ¤hrend bei einer vollstÃ¤ndig auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts
durchgefÃ¼hrten Berufsausbildung â�� ohne Blockunterricht â�� auch insgesamt
unter Einschluss des Berufs-schulunterrichts eine FÃ¶rderung mittels BAB
entsprechend dem Gesetzeszweck erfolgt. FÃ¼r eine solche Differenzierung nach
der Form des Berufsschulunterrichts (Blockunterricht oder nicht) besteht jedoch erst
recht keine gesetzliche Handhabe. Eine allgemeine, verwaltungsseitig langjÃ¤hrige
Ã�bung, in einer solchen Weise zu verfah-ren, besitzt ohne entsprechende
gesetzliche Grundlage keinen normativen Wert (BSG, Urt. v. 03.05.2005, Az. B 7a/7
AL 52/04 R, SozR 4-4300 Â§ 64 Nr. 2). Auf Vertrauensschutz kann sich die Beklagte
als BehÃ¶rde ebenfalls nicht berufen. Ein solcher steht allenfalls dem BÃ¼rger bei
einer ihn begÃ¼nstigenden Verwaltungspraxis zu. Hier belastet diese Verwal-
tungspraxis jedoch die Betroffenen. Auch Ã¼berzeugt die Auffassung nicht, dass
BAB nur einheitlich fÃ¼r die gesamte Ausbil-dung oder Ã¼berhaupt nicht geleistet
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werden kÃ¶nne, weil weder das Gesetz noch die Geset-zesbegrÃ¼ndung eine
GewÃ¤hrung der BAB nur nach Zeitabschnitten ausdrÃ¼cklich vorsehe, ansonsten
fÃ¼r die Bewilligung nur kurzer Zeitabschnitte (z.B. beim Blockunterricht) ein
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�iger Verwaltungsaufwand entstehe und bei nur relativ kurzen
Aufenthalten auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts auch keine besondere
Angewiesenheit auf die FÃ¶rde-rung vorliege (so LSG Mecklenburg-Vorpommern,
Urt. v. 26.06.2001, Az. L 2 AL 62/99, zitiert nach JURIS). Denn dem Wortlaut des
Gesetzes ist genauso wenig zu entnehmen, dass nur die gesamte Ausbildung
fÃ¶rderungsfÃ¤hig ist. DemgegenÃ¼ber bringt es bereits die BAB-GewÃ¤hrung
nach BedÃ¼rftigkeit (Â§ 59 Nr. 3 SGB III) mit sich, dass nur in den Zeitab-schnitten
einer Ausbildung ein BAB-Anspruch besteht, in denen auch ein entsprechender
Bedarf vorliegt. Der BAB ist mithin eine FÃ¶rderung nach Zeitabschnitten
immanent. Zu-dem wÃ¼rde der pauschale Ausschluss einer GewÃ¤hrung nach
Zeitabschnitten wiederum dem Gesetzeszweck zuwider laufen, den bedÃ¼rftigen
Personen eine anerkannte Berufsaus-bildung zu ermÃ¶glichen, weil der durch
auswÃ¤rtige Unterbringung erhÃ¶hte und dann unge-deckte Bedarf auch
zeitabschnittsweise auftreten kann (ebenso m.w.N.: ThÃ¼rLSG, Urt. v. 21.04.2005,
Az. L 3 AL 775/02; LSG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 26.05.2004, Az. L 2 AL 48/02, jeweils
zitiert nach JURIS). Erst recht ist es dann jedoch abzulehnen, wenn nur in den
FÃ¤llen eine FÃ¶rderung ausge-schlossen ist, in denen wÃ¤hrend
Blockunterrichtszeiten auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts gewohnt wird. Denn
der Auszubildende hat es nicht in der Hand, ob der Berufsschulunter-richt als
Blockunterricht stattfindet und vor allem wo der Blockunterricht und wo die be-
triebliche Ausbildung erfolgt. Es wÃ¤re daher denkbar, dass die betriebliche
Ausbildung die Unterbringung auÃ�erhalb des elterlichen Haushalts erfordert, der
Blockunterricht oder be-stimmte Teile der betrieblichen Ausbildung aber nicht. Dann
sind die Zeitabschnitte der betrieblichen Ausbildung mit Unterbringung auÃ�erhalb
des elterlichen Haushalts jedoch fÃ¶rderfÃ¤hig, wie der erkennende Senat bereits
entscheiden hat (SÃ¤chsLSG, Urt. v. 17.12.1997, Az. L 3 AL 188/95, Leitsatz
verÃ¶ffentlicht in JURIS). Es wÃ¤re aber eine nicht zu rechtfertigende
Ungleichbehandlung, dem einen Auszubildenden BAB zu versagen, weil der hÃ¶here
Bedarf nur wÃ¤hrend der Blockunterrichtszeiten entsteht, dem anderen aber BAB zu
gewÃ¤hren, weil wÃ¤hrend der Zeitabschnitte der betrieblichen Ausbildung der
hÃ¶-here Bedarf vorliegt. SchlieÃ�lich folgt auch aus der Tatsache, dass inzwischen
â�� nach dem Ende des hier streiti-gen FÃ¶rderzeitraums â��
GesetzesÃ¤nderungen hinsichtlich der FÃ¶rderung von Blockunter-richtszeiten
mittels BAB eingetreten sind, nichts anderes. Mit Wirkung ab 01.01.2004 wurde
hierbei durch das Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
23.12.2003 (BGBl. I Seite 2848) in Â§ 73 SGB III ein Absatz 1a ein-gefÃ¼gt, wonach
fÃ¼r die Zeit des Berufsschulunterrichts in Blockform BAB unverÃ¤ndert weiter
erbracht wird. In der GesetzbegrÃ¼ndung wird hierzu lediglich ausgefÃ¼hrt, dass
die bisherige Neuberechnung fÃ¼r Phasen des Blockunterrichts der Berufsschule
aus GrÃ¼nden der Verwaltungsvereinfachung entfalle und dass fÃ¼r die
Organisation des Berufsschulun-terrichts und die damit zusammenhÃ¤ngenden
Folgen die BundeslÃ¤nder die Verantwortung tragen (BT-Drs. 15/1515, Seite 81).
Dazu hat aber bereits das BSG in seiner Entscheidung vom 03.05.2005
ausgefÃ¼hrt, dass dies keinerlei RÃ¼ckschlÃ¼sse darauf zulasse, dass die
Erbringung von BAB generell ausge-schlossen sein sollte bzw. soll, wenn der
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Auszubildende nur wÃ¤hrend der Phasen des Blockunterrichts auÃ�erhalb des
Haushalts seiner Eltern untergebracht ist, sondern nur, dass vor dem 01.01.2004
bei der BAB leistungsrechtlich durchaus zwischen den Phasen der betrieblichen
Ausbildung und denen des Blockunterrichts unterschieden worden ist (BSG, Urt. v.
03.05.2005, Az. B 7a/7 AL 52/04 R, SozR 4-4300 Â§ 64 Nr. 2). Dass aber vor dem
01.01.2004 eine dementsprechende Verwaltungspraxis bei der Beklagten
bestanden hat und der Gesetzgeber nunmehr hierauf reagiert hat, bedeutet nicht,
dass diese bisherige Verwaltungspraxis rechtmÃ¤Ã�ig gewesen ist. Selbst wenn
aber der Gesetzgeber diese Verwaltungspraxis damit hÃ¤tte als rechtmÃ¤Ã�ig bes-
tÃ¤tigen wollen, wÃ¤re dies ohne Belang. Denn die GesetzesÃ¤nderung wirkt bzw.
bindet erst ab 01.01.2004, da sie nicht mit rÃ¼ckwirkender Kraft eingefÃ¼hrt
wurde. Zudem ist der Ge-setzlage und den Gesetzesmaterialien aus der Zeit vor
dem 01.01.2004 nach obigen Aus-fÃ¼hrungen nicht zu entnehmen, dass eine
solche Verwaltungspraxis vom Gesetzgeber ge-wollt war. Ab dem 01.01.2004 ist
dies insoweit hingegen bedeutungslos, weil mit dem neuen Â§ 73 Abs. 1a SGB III
gerade die unverÃ¤nderte GewÃ¤hrung der BAB fÃ¼r die Berufs-schulzeiten in
Blockform angeordnet wurde. SchlieÃ�lich hat der Gesetzgeber durch das 5. SGB III-
Ã�nderungsgesetz vom 22.12.2005 (BGBl. I Seite 3676) mit Wirkung ab 31.12.2005
dem Â§ 64 Abs. 1 SGB III einen Satz 3 angefÃ¼gt, der eine FÃ¶rderung allein fÃ¼r
die Dauer des Berufsschulunterrichts in Blockform ausdrÃ¼cklich ausschlieÃ�t. Zur
BegrÃ¼ndung hat der Gesetzgeber hierzu ausgefÃ¼hrt, dass da-mit angesichts der
zitierten Entscheidung des BSG vom 03.05.2005 zu Â§ 73 Abs. 1a SGB III klargestellt
werde, dass die bisherige Bewilligungspraxis beibehalten werde. Eine andere
Regelung sei wegen des Verwaltungsaufwandes und aus finanziellen GrÃ¼nden
nicht vertretbar. Den BundeslÃ¤ndern bleibe die Verantwortung, die aufgrund von
LÃ¤nderrege-lungen entstehenden zusÃ¤tzlichen Kosten des Berufsschulunterrichts
in Blockform zu tra-gen. Auch dadurch wird aber lediglich die bisherige
Verwaltungspraxis mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft in Gesetzesform gebracht, weil
auch dem neuen Â§ 64 Abs. 1 Satz 3 SGB III keine RÃ¼ckwirkung zukommt und
selbst eine solche Klarstellung in der GesetzesbegrÃ¼ndung, dass die
Verwaltungspraxis dem bisherigen Willen des Gesetzgebers entsprochen habe,
jedenfalls bis zum 30.12.2005 eine andere Auslegung des Gesetzes in seiner alten
Fassung nicht gebietet, weil sich ein solcher gesetzgeberischer Wille â�� wie bereits
begrÃ¼ndet â�� bis zum 30.12.2005 weder im Gesetz noch in den Motiven zum
Gesetz widerspiegelt. Letzt-lich wÃ¤re vor dem Hintergrund der obigen
AusfÃ¼hrungen auch fraglich, ob diese Neurege-lung in Â§ 64 Abs. 1 Satz 3 SGB III
einer verfassungsrechtlichen PrÃ¼fung standhalten wÃ¼r-de, was vorliegend
jedoch dahinstehen kann, da diese Vorschrift den hier streitigen Zeit-raum nicht
erfasst. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG. GrÃ¼nde fÃ¼r
die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) sind angesichts der durch das BSG
fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum geklÃ¤rten Rechtslage nicht ersichtlich.

Erstellt am: 13.07.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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